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Stadt Starnberg  
Bauamt 
Vogelanger 2  
82319 Starnberg 
 

Technischer Umweltschutz          
und Abfallwirtschaft 

Öffnungszeiten: Bitte innerhalb der Zeiten 
Mo., Di. u. Do. 7.30 - 18.00, Mi. 7.30 - 14.00 
Fr. 7.30 - 16.00 einen Termin vereinbaren 

Ihre Zeichen / Ihre Nachricht vom 
 

Bitte in der Antwort angeben 
503A 

Bebauungsplan Nr. 81A18 - Teil 1 (Moosaik), als vorhabenbezogener Bebauungsplan im südli-

chen Bereich zwischen der Münchner Straße, der Petersbrunner Straße und der Moosstraße so-

wie östlich der Petersbrunner Straße i.d.F. vom 24.11.2023 

 
Sehr geehrte Frau
 
vielen Dank für die gewährte Verlängerung des Abgabetermins.  
 
Stellungnahme der Unteren Immissionsschutzbehörde 

 
 
Allgemeines 
1. Einführung DIN 18005 – Beiblatt 1 „Schallschutz im Städtebau“ im Juli 2023 

Im Juli 2023 wurde die DIN 18005 – Beiblatt 1 „Schallschutz im Städtebau – Beiblatt 1: Schall-
technische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung“ veröffentlicht. Diese ersetzt 
die DIN 18005-1 Beiblatt 1:1987-05. In der Neufassung sind erstmalig Orientierungswerte für 
ein MU angegeben, diese betragen bei Verkehrslärm 60 dB(A) tags und 50 dB(A) nachts und 
bei Industrie-, Gewerbe - und Freizeitlärm sowie Geräuschen von vergleichbaren Anlagen 60 
dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. Gegenüber den Werten der TA Lärm von 63 dB(A) tags und 45 
dB(A) nachts ist in der DIN 18005 tagsüber ein um 3 dB(A) erhöhter Schutzanspruch enthalten.  
 
Dies ist in der Tabelle 3, Seite 22 der schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung vom 
24.11.2023 zu berücksichtigen und in der folgenden Beurteilung des Gewerbelärms entspre-
chend umzusetzen, da die Orientierungswerte der DIN 18005 die schalltechnischen Ziele in der 
Planung konkretisieren. Die Stadt Starnberg kann im Rahmen der Abwägung eine Überschrei-
tung der Orientierungswerte zulassen. Diese Überschreitung und entsprechende Maßnahmen 
zum Erreichen ausreichenden Schallschutzes sind in der Begründung zu beschreiben.  
 

2. Nutzung der TG  
Schalltechnische Verträglichkeitsuntersuchung vom 24.11.2023, S. 33, Ansatz TG-Nutzung:  
Bereits in der uns zuletzt übermittelten schalltechnischen Untersuchung Nr. 220042/33E vom 
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09.05.2023 wurde die geringe Anzahl von 40 TG-Ausfahrten während der lautesten Nacht-
stunde, die den gewerblichen Nutzungen zuzurechnen sind, angesprochen. In der aktuellen 
Untersuchung wurden die TG-Ausfahrten aus der Hauptgarage TG 2 während der lautesten 
Nachtstunde auf 36 weiter reduziert.  
 
Auf Seite 47 des schalltechnischen Berichts wird erklärt, dass bei einer Umwidmung der nörd-
lich angrenzenden Gewerbegebietsfläche in ein MU bei der TG-Ausfahrt MOO 4 ca. 30 Fahrbe-
wegungen in der lautesten Nachtstunde möglich sind, bei der TG-Rampe MOO 1 jedoch keine 
weitere Erhöhung möglich ist.  
Hier ist anzumerken, dass der schalltechnische Nachweis im Bericht dazu nicht geführt wird.  
Zudem wäre eine Erhöhung der nächtlichen TG-Frequentierung beim MOO 1 durchaus mög-
lich, nur kann dies an der Westfassade des MOO 0 zu Überschreitungen des Immissionsricht-
wertes für die lauteste Nachtstunde führen und dementsprechend den Ausschluss von öffen-
baren Fenstern bei schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen zur Folge haben.  
 
Grundsätzlich geht es um die Frage, ob der bestehende Immissionsort Pari (TG-Ausfahrt im 
MOO 4) oder der im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegenden, künftige Im-
missionsort im Wohngebäude MOO 0 durch die Geräusche des TG-Verkehrs beaufschlagt 
wird. Um den Bestandsschutz an der bestehenden Nutzung in der Moosstraße zu gewährleis-
ten, dürfen aus der TG MOO 4 nicht mehr als 20 Fahrten in der lautesten Nachtstunde erfolgen. 
Dies hat zur Konsequenz, dass darüberhinausgehende Fahrten neben dem Autoaufzug MOO 5 
über die TG-Ausfahrt MOO 1 abgewickelt werden müssen.  
 
Zur Ermittlung des Sachverhalts für die Abwägung sind weitere Angaben erforderlich:  
a) Wie begründet sich die Verteilung von 20 TG-Ausfahrten auf die Moosstraße (MOO 4) und 

10 TG-Ausfahrten auf die Petersbrunner Straße (MOO 1)? Ein Vergleich mit den Zahlen des 
Verkehrsgutachtens zeigt, dass die Petersbrunner Straße grundsätzlich die höher fre-
quentierte Straße ist, so dass die Vermutung nahe liegt, dass über TG-Ausfahrt MOO 1 
mehr Kfz ausfahren.  

b) Bitte um Plausibilisierung des Ansatzes, insbesondere aufgrund der Nutzungsmischung 
von 40 % Wohnen und 60 % sonstige Nutzungen (nicht störendes Gewerbe, Gastronomie, 
Kultur, Kindertagesstätte, etc..). 

c) Bitte um Darstellung der Umsetzbarkeit von max. 36 TG-Ausfahrten pro lauteste Nacht-
stunde  

d) Bitte Beurteilungspegel darstellen, falls die komplette Entleerung der TG2 (36 Fahrten) 
über die TG-Ausfahrt MOO O erfolgt und die Auswirkungen mit den sich daraus ergeben-
den Schallschutzmaßnahmen beschreiben.  
Analoges Vorgehen für die TG-Ausfahrt MOO 4.  

e) Bitte um Darstellung, wie die Fahrzeugbewegungen gelenkt werden, so dass die ange-
setzte Aufteilung auf die beiden TG-Ausfahrten in der Praxis erfolgt.  

f) Bitte um Darstellung, wie eine Trennung der dem Gewerbe und dem Wohnen zuzuordnen-
den Fahrten erfolgen soll.  

g) Wird ein Autoaufzug von Besuchern einer gewerblichen Nutzung, die nach 22 Uhr noch 
betrieben wird wie z.B. Gaststätte tatsächlich angenommen? Gibt es dazu Erfahrungen? 

 
3. Vereinbarungen des Vorhabenträgers mit benachbarten Betrieben 

Schalltechnische Verträglichkeitsuntersuchung vom 24.11.2023, Anhang C, Ziffer 2:  
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Für die genannten Betriebe werden durch Vereinbarungen mit dem Vorhabenträger die Emis-
sionseinträge reduziert und dementsprechend in die schalltechnische Untersuchung über-
nommen. Diese Vereinbarungen liegen uns nicht vor. In der Begründung wird diesbezüglich 
ausgeführt (S. 155), dass für diese Betriebe bis zum Satzungsbeschluss entsprechende Aufla-
gen in die bauaufsichtlichen Genehmigungen aufgenommen werden. Eine Prüfung der Umset-
zung kann von uns nicht erfolgen, da uns die geänderten Genehmigungen nicht zugeleitet wer-
den. Die Umsetzung ist von der Stadt Starnberg zu verfolgen.  
Im weiteren Verfahren wird um Übersendung der geänderten bauaufsichtlichen Genehmigun-
gen gebeten, da unserer Beurteilung die Angaben in der schalltechnischen Untersuchung zu-
grunde liegen.  
 

4. Hinweis: Der Durchführungsvertrag liegt uns nicht vor. Diesbezügliche Verweise wie in der 
Begründung beschriebene Beschränkungen der gewerblichen Nutzung im MU können nicht 
nachvollzogen werden.  
 

5. Hinweis: Im Plangebiet ist keine Pflegeeinrichtung mehr geplant; vgl unsere letzte Stellung-
nahme vom 13.10.2021.   
 

6. Es wird angeregt, auch die lufthygienischen Untersuchung iMA vom 07.11.23 zum Bestandteil 
des Bebauungsplans zu erklären.  
 

7. Es wird angeregt, als Hinweis aufzunehmen, dass sowohl in der Übergangsphase als auch im 
Endausbau der Geruchsimmissionswert für urbane Gebiete an den Gebäuden innerhalb des 
Planungsgebiets in allen Höhenschichten unterschritten wird. Dennoch können im Planungs-
gebiet Gerüche auftreten, es sind jedoch keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Gerü-
che zu befürchten. 
 

8. Aufgrund der unterschiedlichen Gebäudehöhen und ggf. geplanter PV-Anlagen oder reflektie-
render Fassaden wird empfohlen, ein Gutachten zur Blendwirkung innerhalb des Plangebiets 
einzuholen.  

 
 
Zum Teil A Planzeichnung mit Legende 
9. Kindergarten, Kita:  

Die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ i.d.F. vom Juli 2023 sieht für ein MU einen Orientie-
rungswert von 60 dB(A) tags vor. Aus immissionsschutzfachlicher Sicht wird der Stadt Starn-
berg nahegelegt, in der Abwägung Kindergärten und Kindertagesstätten aufgrund ihres hohen 
Schutzanspruchs tags maximal 60 dB(A) und nicht den Wert der TA Lärm von 63 dB(A) zuzu-
weisen.  
Für die Freifläche sollte tags ein Beurteilungspegel von 55 dB(A) angestrebt werden, da die 
Sprachverständlichkeit bei Pegeln über 55 dB(A) deutlich nachlässt. Unterhaltungen von Kin-
dern und die Aufsichtsfunktion durch das Betreuungspersonal werden dann erheblich er-
schwert.  
Deshalb wird empfohlen, zum Schutz der Freifläche der Kindertagesstätte vor den Geräuschen 
der nördlich gelegenen Gewerbegrundstücke und des Verkehrslärms auf der Petersbrunner 
Straße entlang der nördlichen Grundstücksgrenze zwischen den Gebäuden MOO 1 und MOO 2 
eine 2,5 m hohe Schallschutzwand festzusetzen.  
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Zum Teil B, Satzungstext:  
10. Zu Festsetzungen Nrn. 11.1 ff: Zum besseren Verständnis und zur Verschlankung der nachfol-

genden Festsetzungen wird angeregt, in der Satzung nur auf eine Fassung der DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“ zu verweisen und in einer separaten Festsetzung die schutzbe-
dürftigen Räume gemäß Ziffer 3.16 der aktuell eingeführten DIN 4109-1:2028-01 zu definieren.  
 

11. Zu Festsetzung Nr. 11.2: Belüftung von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 
In der Festsetzung Nr. 11.2.2 werden Maßnahmen festgelegt, um nachts genutzte schutzbe-
dürftige Aufenthaltsräume vor Verkehrslärm zu schützen bzw. eine ausreichende Lüftung bei 
niedrigem Rauminnenpegel zu gewährleisten. Bezugspunkt zur Sicherstellung gesunder 
Wohnverhältnisse sind die Überschreitung des Grenzwertes der 16. BImSchV für Wohnge-
biete von 49 dB(A) bzw. die Einhaltung des Orientierungswertes nach DIN 18005 für ein MU 
von 50 dB(A) für die Nachtzeit.  
 
In der aktuellen Fassung der Bebauungsplansatzung erfolgt der Schutz von tags genutzten 
schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen erst ab einem Beurteilungspegel von 70 dB(A), der eine 
Gesundheits- oder Eigentumsverletzung (Art. 2 Abs. 2 Satz 1, Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG) befürch-
ten lässt, durch den Ausschluss öffenbarer Fenster in Festsetzung Nr. 11.2.1.  
 
An den Fassaden mit Beurteilungspegeln von mehr als 60 dB(A) kommt es bei einem Luftaus-
tausch durch Stoßlüftung zu einem sehr hohen Lärmeintrag in die Aufenthaltsräume, wodurch 
deren Aufenthaltsqualität und Nutzung stark eingeschränkt wird, insbesondere die Kommuni-
kation wird erheblich erschwert.  
 
Es wird der Stadt Starnberg deshalb dringend nahegelegt, die in Festsetzung Nr. 11.2.2 genan-
ten Anforderungen für die nachts genutzten schutzbedürftigen Aufenthaltsräume auch auf 
tags genutzte Aufenthaltsräume (Wohnzimmer, Büros, etc.) zu übertragen.  
 
Sofern man den Orientierungswert nach DIN 18005 für ein MU von 60 dB(A) für Tagzeit heran-
zieht, kann dies erreicht werden, indem Festsetzung Nr. 11.2.2 für alle Aufenthaltsräume ver-
bindlich gemacht wird (wie im übrigen aktuell in der Überschrift der Festsetzung Nr. 11.2.2 so 
dargestellt). Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass die Tagpegel nahezu an allen Immission-
sorten um 10 dB(A) höher liegen als die Nachtpegel; vgl. dazu Abb. 1 und 2 der schalltechni-
schen Verträglichkeitsuntersuchung.  
 
Sofern auf den Grenzwert der 16. BImSchV für die Tagzeit von 64 dB(A) abgestellt wird, der als 
Anhaltswert für schädliche Umwelteinwirkungen anzusehen ist, sind die in Abb. 11.3 des Sat-
zungstextes rot markierten Fassadenpunkte betroffen. Demensprechend müsste eine Festset-
zung für tags schutzbedürftige Aufenthaltsräume analog zu Festsetzung Nr. 11.2.2 aufgenom-
men werden, mit dem Bezug auf 64 dB(A) tags, statt 49 dB(A) nachts.  
 

12. Zu Festsetzung Nr. 11.2.2 c) der Verweis bezieht sich auf Ziffer Nr. 11.1, nicht Nr. 10.1.  
 

13. Zu Festsetzung Nr. 11.2.3: Gemäß DIN 18005 vom Juli 2023 gelten bei Außenwohnbereichen 
grundsätzlich die Orientierungswerte des Zeitbereichs „tags“. Es wird empfohlen, dement-
sprechend in der Festsetzung auf 60 dB(A) abzustellen und 64 dB(A) zu ersetzen. Die zugehö-
rige Abb. Nr. 11.3 muss dementsprechend angepasst werden. 
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14. Zu Festsetzung Nr. 11.2.3: es wird empfohlen, zur Klarstellung zu ergänzen, dass Außenwohn-
bereiche an Fassadenflächen mit lila Markierung gemäß Abb. 11.3 nicht zulässig sind. Die an 
diesen Fassadenbereichen prognostizierten Beurteilungspegel von über 70 dB(A) am Tag 
überschreiten nach gängiger Rechtsprechung die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung. Vgl. 
dazu auch u.a. S. 20 der schalltechnischen Untersuchung.  

 
15. Zu Festsetzung Nr. 11.2.3: es wird angeregt, den Messort zur Überprüfung des zulässigen Be-

urteilungspegels einzufügen; diese Aufpunkthöhe beträgt ca. 1,6 m über Oberkante Boden des 
jeweiligen Außenwohnbereichs. Vgl. dazu auch S. 20 der schalltechnischen Untersuchung.  

 
16. Zu Festsetzung Nr. 11.3.3, erster Spiegelstrich 

Die Festsetzung ist zu unbestimmt und nicht vollziehbar und soll deshalb entfallen. In diesen 
Teilflächen sind auch Wohnungen zulässig, wo zwischen tags und nachts genutzten Aufent-
haltsräumen nicht unterschieden werden kann.  
 
Eine Ausnahmeregelung ist ausschließlich für gewerbliche Nutzungen im Tageszeitraum 
denkbar, da in der lautesten Nachtstunde an den in Abb. 11.1 der Satzung blau gekennzeich-
neten Fassaden der zulässige Immissionsrichtwert überschritten wird (vgl. Abb. 14 der schall-
technischen Untersuchung).  
 
Soll an der Ausnahmeregelung festgehalten werden, wäre eine Konkretisierung entsprechend 
der Formulierung in der Begründung S. 160, Absatz 4 denkbar:  
„Ausnahmsweise können öffenbare Fenster schutzbedürftiger Räume an Fassadenflächen 
entlang der in Abbildung Ziff. 11.1 mit Planzeichen blau festgesetzten Bereiche in folgenden 
Fällen zugelassen werden: 
- „bei einer gewerblichen Nutzung oder Büronutzung, die durch eine Auflage in der Bauge-

nehmigung auf den Tagzeitraum beschränkt wird und an einer Fassade angeordnet ist, an 
der tagsüber ein Beurteilungspegel von 63 dB(A) eingehalten wird.“  
 

17. Zu Festsetzung Nr. 11.3.3, zweiter Spiegelstrich 
Ein Nachweis, dass bei einer Umwidmung der Grundstücke Fl.Nrn. 843/2, 843/3, 848/4 und 848/5 
an den Westfassaden von MOO 4 und MOO 7 die MU-Werte eingehalten werden wird nicht 
erbracht.  
Dies ist im schalltechnischen Bericht zu ergänzen (Beurteilungspegel und Teilbeurteilungspe-
gel; Darstellung analog Anhang B), andernfalls muss die Festsetzung entfallen.  

 
18. Zu Festsetzung Nr. 11.3.4:  

- Soll Festsetzung Nr. 11.3.3 erster Spiegelstrich entfallen – wie unter Punkt 16 dieser Stel-
lungnahme empfohlen - dann muss auch Festsetzung Nr. 11.3.4 gestrichen werden.  

- Falls diese beibehalten wird, wird angeregt die zugehörige Abbildung 11.1 im Text der 
Festsetzung Nr. 11.3.4 zu ergänzen.  
 

19. Zum Hinweis Immissionsschutz, Baulärm 
Es wird angeregt, den Satz zu ändern bzw. ergänzen in: „ … Vollzugsebene spätestens drei 
Monate vor Beginn der Abbrucharbeiten ein Baulärmgutachten für die Abbruch- und Baupha-
sen dem Landratsamt Starnberg - Fachbereich 40 - vorzulegen. Im Vorfeld sind hierzu lärm-
arme Bauverfahren (z.B. Bohrpfahl anstelle von Spundbohlen) auf Eignung zu prüfen“. 
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20. Ergänzung eines Hinweises zum Immissionsschutz analog zur Begründung Nr. 6.10 Lärm-
schutz, Seite 153: „Anhand eines Gutachtens sind die Anforderungen an den Schallschutz ge-
gen Außenlärm gemäß der DIN 4109-1:2018-01 nachzuweisen. Die Einhaltung ist jeweils im 
Baugenehmigungsverfahren unter Berücksichtigung sämtlicher dann vorhandener maßgebli-
cher Geräuscheinwirkungen zu führen.“  
 

21. Es wird empfohlen, die im schalltechnischen Bericht auf S. 47 „Gewerbliche Nutzung, Schall-
schutzmaßnahmen“ in vier Spiegelstrichen aufgezählten Schallschallschutzmaßnahmen als 
Festsetzung in die Satzung aufzunehmen.  
 

22. Es wird empfohlen, zudem die im schalltechnischen Bericht auf S. 56 in Ziffer 5, erster Spiegel-
strich aufgeführte Nutzungsbedingung zur Regelung der zulässigen Immissionsrichtwertan-
teile an Immissionsorten außerhalb des Plangebiets festzusetzen. Dabei ist konkretisieren, 
dass sich die um 6 dB(A) reduzierten Immissionsrichtwerte auf die jeweiligen Teilflächen (z.B. 
MOO 4, MOO 7) beziehen. Die Nutzungsbedingung ist wie folgt anzupassen: „Die durch die im 
Bauantrag für die jeweilige Teilfläche beschriebene Nutzung (z.B. für Tiefgarage, Quartiers-
versorgung)  … .“ 
 

23. Es wird empfohlen als Festsetzung aufzunehmen: Im Baugenehmigungs- bzw. im Freistellungs-
verfahren ist für jeden Gewerbebetrieb der immissionsschutzrechtliche Nachweis der Umge-
bungsverträglichkeit insbesondere hinsichtlich Schall-, Luft- und Lichtimmissionen anhand 
von Gutachten zu führen. Im Schallgutachten ist u.a. eine einzelfallbezogene Ermittlung der 
Geräuschvorbelastung vorzunehmen.  
Zudem ist ein Schallgutachten vorzulegen bei Gebäuden, an denen im Bereich des Erdgescho-
ßes maßgebende Geräuschemittenten (TG-Rampen, Anlieferbereiche, Autoaufzug, etc.) ge-
plant sind, um erforderliche bauliche und technische Maßnahmen (Grundrissorientierung, ver-
glaste Vorbauten, etc.) festzulegen.  
 

24. In der Begründung des Bebauungsplans wird darauf hingewiesen, dass die genauen Anforde-
rungen zum Schallschutz im Zuge des Bauvollzugs festgelegt werden sollen. Die Errichtung, 
Änderung und Nutzungsänderung einer baulichen Anlage, die kein Sonderbau ist, ist gemäß 
Art. 58 Abs. 1 Satz 1 BayBO – bei Einhaltung der darin genannten Vorgaben - genehmigungs-
frei gestellt. In diesem Fall hat das Bauamt des Landratsamts Starnberg keine Möglichkeit, 
notwendige immissionsschutzfachliche Anforderungen wie z.B. erforderliche Schallschutz-
maßnahmen festzusetzen. Daher wird der Stadt empfohlen, die Möglichkeit nach Art. 58 Abs. 1 
Satz 2 BayBO auszuschöpfen und das Genehmigungsfreistellungsverfahren für entsprechend 
relevante gewerbliche Bauvorhaben (lärmemittierend, Nachtbetrieb, Abluftableitung, Lichtan-
lagen, etc.) auszuschließen.  
 

25. Zur Begründung Nr. 6.10 Lärmschutz: Korrektur der Verweise auf Nrn. 11.3.1 statt 10.3.1 in  
Seite 159 unten; Seite 156 in Absatz 3; Seite 159 im letzten Absatz, Seite 160 in Absatz 2 und 3. 
 

26. Bayerische Luftreinhalteverordnung (BayLuftV) 
Die BayLuftV verfolgt das Ziel, in bayerischen Luftreinhaltegebieten den Einsatz von sauberen 
Baumaschinen hinsichtlich Stickoxiden und Feinstaub sicherzustellen. Seit dem 01.01.2019 ist 
der Anwendungsbereich der Bayerischen Luftreinhalteverordnung (BayLuftV) auf alle bayeri-
schen Gebiete ausgeweitet, für die ein Luftreinhalteplan oder ein Plan für kurzfristig zu ergrei-
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fende Maßnahmen nach § 47 Abs. 1 oder Abs. 2 BImSchG besteht. Davon ist die Stadt Starn-
berg betroffen, weil sie im Teilplan der 3. Fortschreibung des Luftreinhalteplans München er-
fasst ist. 
Empfehlung an die Stadt zur Aufnahme in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan:  
„Um die Einhaltung erlaubter Luftqualitätsgrenzwerte gewährleisten zu können, dürfen nur 
Baumaschinen betrieben werden, die den Anforderungen der Bayerischen Luftreinhaltever-
ordnung (BayLuftV) vom 20. Dezember 2016 entsprechen. Für die eingesetzten Baumaschinen 
muss eine Bescheinigung vorliegen, welche nachweist, dass die jeweilige Maschine den An-
forderungen der Verordnung entspricht. Die Bescheinigung muss auf der Baustelle (z.B. im 
Fahrerhaus der Baumaschinen oder gesammelt im Baubüro) aufbewahrt und auf Verlangen 
der zuständigen Behörde vorgezeigt werden.“  
 

 
Zur Schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung vom 24.11.2023 
27. S. 4: Der schalltechnischen Verträglichkeitsuntersuchung vom 24.11.23 liegen gemäß Grund-

lage [1] auf Seite 4 die Planunterlagen mit Arbeitsstand vom 17.04.2023 zugrunde. Der vorge-
legte Entwurf des Bebauungsplans ist mit 24.11.2023 datiert. Sind diese Fassungen identisch? 
 

28. S. 11: Beim Verkehrslärm werden gegenüber der letzten uns vorgelegten schalltechnischen 
Verträglichkeitsuntersuchung vom 09.05.2023 in der Beurteilungszeit Tag um 1 dB(A) geringere 
Werte, nachts im wesentlichen unveränderte Werte prognostiziert, jeweils bei unveränderten 
Emissionsdaten gemäß Tabelle 1 der jeweiligen Untersuchungen. Bitte um Erläuterung.   
 

29. S. 35: Abb. 15, Gewerbe Tag: Beim Gebäude Pari werden ggü. dem Bericht 220042/33E vom 
09.05.23 um 1 dB verringerte Pegel angegeben, obwohl die Eingabedaten in Tabelle 4 der Be-
richte unverändert sind. Bitte um Erläuterung.  
 

30. S. 35 bzw. neu zu erstellender Anhang: Ergänzung der Beurteilungspegel und Teilbeurteilungs-
pegel auf Basis des Emissionsansatzes gemäß Punkt 5.3 des Berichts „Gewerbegeräusche, 
die von dem Plangebiet ausgehen“; Darstellung in separatem Anhang analog zu Punkt 5.1 des 
Berichts in Anhang B.  
 

31. S. 39: Gesamtgeräuschbelastung im bestehenden Gewerbegebiet:  
- Neben der Geräuschbelastung aus dem MU ist auch die Vorbelastung anzugeben und zu 

berücksichtigen (wie bei der Geräuschbelastung im MU erfolgt, S. 43). Z.B. beim Immissi-
onsort Fl.Nr. 843/2 die Vorbelastung durch die gewerbliche Nutzung der westlich und 
nördlich gelegenen Grundstücke 843/12, 848/7 und 843/3. Analog bei den beiden anderen 
dargestellten Betrieben.  

- Ergänzung der Beurteilungspegel und Teilbeurteilungspegel auf Basis des Emissionsan-
satzes gemäß Punkt 5.4 des Berichts „Gesamtgeräuschbelastung im bestehenden Gewer-
begebiet“; Darstellung in separatem Anhang analog zu Punkt 5.1 des Berichts in Anhang 
B. 
 

32. S. 43 Gewerbliche Nutzung, Schallschutzmaßnahmen, zur Anmerkung:  
bitte Nachweis ergänzen, dass bei einer Umwidmung der nördlich angrenzenden Flächen in 
ein MU bei der TG-Ausfahrt MOO 4 ca. 30 Fahrbewegungen in der lautesten Nachtstunde 
möglich sind.  
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33. Anhang B: Tabellen der Flächenquellen sind schlecht lesbar, bitte größer darstellen.  
 

34. Anhang B, S. 5: Die Beurteilungspegel beim IO MOO7 W und MOO15 W sind ggü. der uns zu-
letzt übermittelten Untersuchung Nr. 220042/33E vom 09.05.23 jeweils um 0,5 dB(A) verändert, 
obwohl der Emissionsansatz nach Ziffer 5.1 und auch die Teilbeurteilungspegel auf S. 16 der 
Berichte unverändert sind. Bitte um Erläuterung.  
 

35. Anhang B, Terrassenflächen: Vor allem bei den IO MOO 9 bis 11 ergaben sich ggü. der uns zu-
letzt übermittelten Untersuchung Nr. 220042/33E vom 09.05.23 erhebliche Reduzierungen der 
Beurteilungspegel. Bitte um Erläuterung. 
 

 
 




